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Zielabweichungsverfahren nach § 24 Landesplanungsgesetz (LplG) zum Bebauungsplan 
„Westliches Tauberufer, 1. Änderung“ der Stadt Weikersheim 
 
Die Stadt Weikersheim hat im September 2016 einen Antrag auf Zielabweichung gestellt. Die 
Verbandsverwaltung unterstützt die Stadt Weikersheim in ihrem Vorhaben und hat eine ent-
sprechende Stellungnahme abgegeben (Anlage 1). 
 
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans „Westliches Tauberufer, 1. Änderung“ (das 
Plangebiet ist in Anlage 3 verortet) ist die Ausweisung eines Sondergebiets, das einen groß-
flächigen Lebensmitteleinzelhandelsbetrieb mit rd. 1.500 m² Verkaufsfläche ermöglicht, 
westlich der Tauber an der August-Laukhuff-Straße geplant. Dieses Baugebiet soll von einem 
bereits in Weikersheim ansässigen Betrieb übernommen werden; der betreffende Altstand-
ort soll aufgegeben werden, was durch einen Vertrag zwischen der Stadt und dem Einzel-
handelsbetreiber sichergestellt wird. 
 
Die Bestrebungen, am Standort einen Einzelhandelsbetrieb zu realisieren, wurden mit dem 
Regionalverband erstmalig im Juni 2013 besprochen. Auf der Grundlage des Gutachtens, das 
im November 2014 vorgelegt wurde, konnte seitens des Regionalverbands keine Zustim-
mung zum Vorhaben erfolgen. Im Januar 2016 wurde erneut ein Gutachten vorgelegt; in die-
sem werden plausibel begründet bayerische Gemeinden zur Berechnung der Einhaltung des 
Kongruenzgebots einbezogen. Es folgte die Abstimmung mit dem Regierungspräsidium und 
dem Ministerium für Verkehr und Infrastruktur, die in den Zielabweichungsantrag im Sep-
tember 2016 mündete. Der Regionalverband wurde mit Schreiben vom 18. November um 
die Abgabe einer Stellungnahme gebeten. Diese erfolgte am 16. Dezember. Das Regierungs-
präsidium hat über den Zielabweichungsantrag unter Zugrundelegung der vorläufigen Stel-
lungnahme der Verbandsverwaltung einen Entscheidungsentwurf erarbeitet und diesen der 
Stadt Weikersheim am 1. Februar als Entwurf übersandt (Anlage 4). Sobald der Planungsaus-
schuss über die vorläufige Stellungnahme der Verbandsverwaltung zum Zielabweichungsver-
fahren entschieden hat, wird das Regierungspräsidium unter Berücksichtigung dieser Stel-
lungnahme den Bescheid fertigstellen. 
 
Ein Zielabweichungsverfahren ist zur Verwirklichung des Vorhabens notwendig, weil die 
Plansätze des Regionalplans Heilbronn-Franken entgegenstehen. Im vorliegenden Fall ist das 
Integrationsgebot nicht eingehalten und die Beurteilung des Kongruenzgebots ist nicht ohne 
eine Entscheidung der höheren oder obersten Raumordnungsbehörde möglich: 
 
Das geplante Sondergebiet befindet sich außerhalb des im Regionalplan bezeichneten Vor-
ranggebiets für zentrenrelevante regionalbedeutsame Einzelhandelsgroßprojekte (Anlage 2). 
Das Vorranggebiet der Stadt Weikersheim umfasst im Wesentlichen die Altstadt. Es wird im 
Norden von der August-Laukhuff-Straße bzw. L 1001 begrenzt, im Süden von Schloss und 



2 
 

 
 

Bahngleisen und im Westen von der Tauber. Da die Tauber eine siedlungsstrukturelle Zäsur 
darstellt, an deren Ufer auch der Siedlungskörper der Stadt Weikersheim endet, ist das In-
tegrationsgebot als nicht eingehalten zu beurteilen. Der besseren Einordnung der räumli-
chen Situation dient Anlage 3. 
 
Das Kongruenzgebot ist nur dann eingehalten, wenn bayerische Gemeinden zum Nahbereich 
der Stadt Weikersheim hinzugezählt werden. In der Frage, ob bayerische Gemeinden bei 
Vorliegen tatsächlicher Verflechtungen mit Versorgungsfunktion hinzugerechnet werden 
dürfen oder nicht, ist die Auslegung des Landesentwicklungsplans und des Regionalplans 
Heilbronn-Franken erforderlich, weshalb die vorgesetzte Raumordnungsbehörde abschlie-
ßend entscheiden muss. Wie dem Entscheidungsentwurf des Regierungspräsidiums Stuttgart 
zu entnehmen ist, dürfen die länderübergreifenden Verflechtungen berücksichtigt werden 
(Seiten 15 und 16 in Anlage 4). Demnach ist das Kongruenzgebot beim vorliegenden Vorha-
ben eingehalten. 
 
Die Verwaltung hält die Zielabweichung im vorliegenden Fall für vertretbar. Die Gründe kön-
nen der Stellungnahme in Anlage 1 entnommen werden. 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Planungsausschuss stimmt der Stellungnahme der Verwaltung vom 16.12.2016 zum 
Zielabweichungsverfahren zum Bebauungsplan „Westliches Tauberufer, 1. Änderung“ der 
Stadt Weikersheim zu. 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1: Stellungnahme der Verbandsverwaltung vom 16.12.2016 im Zielabweichungs-

verfahren zum Bebauungsplan „Westliches Tauberufer, 1. Änderung“ (Wei-
kersheim) 

Anlage 2:  Auszug aus der Raumnutzungskarte Teilbereich Weikersheim 
Anlage 3:  Auszug aus der topografischen Karte mit Siedlungsflächen Teilbereich Wei-

kersheim 
Anlage 4:  Entwurf des Bescheids des Regierungspräsidiums Stuttgart über den Zielab-

weichungsantrag der Stadt Weikersheim 
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Regierungspräsidium Stuttgart 
Frau Auricchio-Ammann Verbandsdirektor 
Postfach 800709 
70507 Stuttgart 

Datum: 16.12.2016 
Bearbeiter: Hg/Bl/Fl 
Az.: 45.4 
Ihr Az.: 21-2434.2/TBB/

Weikersheim

Stellungnahme zum Bebauungsplan „Westliches Tauberufer“ im Rahmen des 
Zielabweichungsverfahrens  

Sehr geehrte Frau Auricchio-Ammann, 

vielen Dank für die Beteiligung im o.g. Zielabweichungsverfahren. Wir beziehen uns auf die 
am 18.11.2016 zur Verfügung gestellten Unterlagen. Im Zielabweichungsverfahren kann 
nach § 24 LplG die Abweichung von einem Ziel der Raumordnung zugelassen werden, wenn 
die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge 
der Planung nicht berührt werden. Die Grundzüge der Planung ergeben sich nach der 
Kommentierung des ROG durch Spannowski/Runkel/Goppel aus der „Gesamtschau“ der 
Festlegungen des Plans, von dem abgewichen werden soll. Wir kommen mit Blick auf die 
Auswirkungen des Vorhabens auf das Zielsystem des Regionalplans Heilbronn-Franken zu 
der Einschätzung, dass die Zielabweichung in diesem besonderen Einzelfall raumordnerisch 
vertretbar ist und die Grundzüge der Planung durch die Errichtung des Lidl-Marktes nicht 
berührt sind. Dies begründet sich im Einzelnen wie folgt: 

Nach dem Konzentrationsgebot nach Plansatz 2.4.3.2.2 des Regionalplans Heilbronn-Franken 
(RP HN-F) sind großflächige Einzelhandelsbetriebe in Ober-, Mittel- und Unterzentren 
zulässig. Weikersheim ist ein Unterzentrum, weshalb großflächige regionalbedeutsame 
Einzelhandelsbetriebe grundsätzlich zulässig sind. Das Integrationsgebot (Plansatz 2.4.3.2.3 
RP HN-F), das Kongruenzgebot (Plansatz 2.4.3.2.2 RP HN-F) und das Beeinträchtigungsverbot 
(Plansätze 3.3.7.1 u. 3.3.7.2 LEP BW) sind darüber hinaus zu beachten. 



Das Integrationsgebot verlangt, dass zentrenrelevante regionalbedeutsame 
Einzelhandelsbetriebe in den Standortbereichen angesiedelt werden, die in der 
Raumnutzungskarte des Regionalplans gebietsscharf als Vorranggebiete abgegrenzt sind. Im 
vorliegenden Fall ist im Hauptort der Stadt Weikersheim die Kernstadt als ein solches 
Vorranggebiet bezeichnet. Das Vorranggebiet wird ebenso wie der Siedlungskörper der Stadt 
Weikersheim durch den Lauf der Tauber begrenzt. 
 
Dadurch, dass der Lidl-Markt als Teil einer gesamtstädtischen Konzeption verwirklicht 
werden soll, die den Siedlungskörper der Stadt Weikersheim in seiner Gesamtheit über die 
Tauber wachsen lässt, kann der Standort des Lidl-Marktes als städtebaulich integriert 
betrachtet werden. Der Siedlungsrand verschiebt sich durch die im Bebauungsplan 
„Westliches Tauberufer“ vorgesehenen Nutzungen von der Tauber an die L2251 nach 
Westen. Dadurch verliert die Tauber als siedlungsstrukturelle Zäsur an Trennwirkung. Der 
Standort des Lidl-Marktes, der – durch die Tauber getrennt – an das Vorranggebiet angrenzt, 
befindet sich an einer Brücke, die das Queren der Tauber auch für Fußgänger ermöglicht. 
Insofern ist eine Zulassung des Vorhabens unter Abweichung von dem als Ziel festgelegten 
Vorranggebiet in diesem Fall denkbar. Die regionalplanerische Vorranggebietsausweisung 
der Weikersheimer Kernstadt wäre vermutlich bis westlich der Tauber festgelegt worden, 
wenn bei Planaufstellung abzusehen gewesen wäre, dass der Siedlungskörper nicht durch 
die Tauber, sondern durch die L2251 begrenzt wird. 
 
Das Kongruenzgebot verlangt die ungefähre Übereinstimmung vom Marktgebiet des 
Vorhabens und dem Einzugsgebiet der Belegenheitsgemeinde. Im vorliegenden Fall kann das 
Kongruenzgebot eingehalten werden, weil bayerische Gemeinden für die Berechnung 
herangezogen wurden. Ohne die Berücksichtigung bayerischer Gemeinden ist das 
Kongruenzgebot nicht einzuhalten (GMA-Gutachten, Seiten 31 und 40). Wir halten dieses 
Vorgehen für vertretbar, zumal die tatsächlichen Verflechtungen der Stadt Weikersheim 
über die Landesgrenze reichen, was die Ausführungen des GMA-Gutachtens auf den Seiten 
34 bis 39 zeigen. Der LEP verweist bei grenznahen Mittelzentren pauschal darauf, dass 
Verflechtungen über Ländergrenzen berücksichtigt werden dürfen. Der Regionalplan 
Heilbronn-Franken hat bei der Zuordnung des Nahbereichs zum Unterzentrum Weikersheim 
keine diesbezüglichen Aussagen getroffen. Trotzdem lässt die Logik des LEP aus unserer Sicht 
ein solches Vorgehen zu. Soweit die höhere bzw. oberste Raumordnungsbehörde dieser 
Einschätzung bei der Auslegung des LEP folgt, kann das Kongruenzgebot als eingehalten 
angesehen werden. 
 
Das Beeinträchtigungsverbot kann als eingehalten beurteilt werden. Im GMA-Gutachten 
wurde eine einzelbetriebliche Betrachtung der Umsatzumverteilung vorgenommen, die bei 
Vorhabenverwirklichung zu erwarten ist. Dabei wurde für keinen Betrieb ein 
Umsatzrückgang von 10 % oder mehr errechnet. 
 
Die Firma Lidl hat in einem Schreiben vom 08.03.2016, das Teil der Unterlagen ist, mitgeteilt, 
dass Lebensmitteleinzelhandel am Altstandort, der sich deutlich außerhalb des bereits 
genannten Vorranggebiets befindet, ausgeschlossen werden soll. Aus raumordnerischer 
Perspektive ist nicht der Ausschluss von Lebensmitteleinzelhandel erforderlich, der – nicht 
großflächig und ohne Vorliegen einer Agglomeration – auch außerhalb der Vorranggebiete 
zulässig ist, sondern der Ausschluss von regionalbedeutsamen Einzelhandelsbetrieben mit 
zentrenrelevantem Sortiment. Aus unserer Sicht muss sichergestellt sein, dass durch eine 



begründbare Abweichung von einem Ziel der Raumordnung nicht an anderer Stelle eine 
Situation geschaffen bzw. verfestigt wird, die den Zielen der Raumordnung widerspricht; 
zumal die Realisierung eines regionalbedeutsamen zentrenrelevanten Einzelhandelsbetriebs 
am Altstandort die Grundzüge der Planung unterlaufen würde. Aus unserer Sicht ist es daher 
zwingend, dass der Bebauungsplan am Altstandort – sollten dort raumbedeutsame 
zentrenrelevante Einzelhandelsbetriebe derzeit zulässig sein – entsprechend geändert wird 
und die bestehende Baugenehmigung entweder zurückgegeben oder durch eine 
Grunddienstbarkeit entsprechend eingeschränkt wird. Wir gehen davon aus, dass dies 
sichergestellt werden kann und kein Problem darstellt. 
 
Ein Teil des Plangebietes, auch der Lidl-Markt, der Gegenstand des 
Zielabweichungsverfahrens ist, befindet sich in einem als Ziel der Raumordnung 
festgesetzten Vorranggebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz. Die geplanten 
baulichen Anlagen und der damit verbundene Retentionsraumverlust berühren das 
Vorranggebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz allerdings nur in einem geringen 
Umfang. Wir regen an, die bestehende Hochwasserschutzeinrichtung im Bereich des 
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Einzelhandel“ an die geplanten Baugrenzen 
anzupassen, um das Schadenspotenzial im Falle eines Hochwasserereignisses zu reduzieren. 
Wir weisen darauf hin, dass die Bebauung eines rechtskräftigen Überschwemmungsgebietes 
einer wasserrechtlichen Genehmigung bedarf. Wir gehen davon aus, dass dies gewährleistet 
werden kann. 
 
Unsere Stellungnahme ergeht bisher ohne einen Gremienbeschluss, da die gesetzte Frist 
eine Beteiligung unserer Gremien nicht zuließ. Wir werden unsere Stellungnahme zum hier 
behandelten Zielabweichungsverfahren im Planungsausschuss am 03.03.2017 behandeln.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Klaus Mandel 



Maßstab 1:50.000

Grundlagen: Informationssystem Regionalverband Heilbronn-Franken 2016
 Daten aus dem Räumlichen Informations- und Planungssystem (RIPS) der LUBW
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Abgrenzung PlangebietStandort im Plangebiet

Westliches Tauberufer,
1. Änderung

Anlage 2 zur VORLAGE (PA) 9/111
Weikersheim
1. Änderung des Bebauungsplans „Westliches Tauberufer“

Zielabweichungsverfahren
Stand: 16.12.2016
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Weikersheim
1. Änderung des Bebauungsplans "Westliches Tauberufer"

Zielabweichungsverfahren
Stand: 16.12.2016

Standort Lebensmittel-
einzelhandel (0,6 ha)

Siedlungsflächen gemäß FNP

Maßstab 1 : 15.000

Abgrenzung Plangebiet

Standort Plangebiet
Vorbehalt (VBG)
Vorrang (VRG)

Gebiet für den vorbeugenden
Hochwasserschutz

Altstandort
Lebensmittel-
einzelhandel
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